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Betrifft: Entwurf eines Gesetzes für den Schutz vor Masern und zur Dr. med. Frank Berrhord

Stärku n g der lm pfprävention (Masernschutzgesetz) MVZ Aräliches Labor Dr. Frank Bertholc
und Kollegen
Am Kleistpark 1

15230 Frankfurt (Oder)

sehr geehrter Herr Dr. Blasius, 
3;f"T#rT[ne;äffi["'.

der Berufsverband der Arzte für Mikrobiotogie, Virologie und tnfektions- ä3l3rlllntll["]'"'"n'"
epidemiologie(BAMI) bedankt sich für die Möglichkeit einer Stellungnahme zum 1082e Berrin

Entwurf eines Gesetzes für den Schutz vor Masern und zur Stärkung der 
Dr. med. Johanna Lerner
Rotkreuzklinikum München gGmbHlmpfprävention' 
stabstere KH-Hygiene und krin

Der BAMI unterstützt ausdrücklich die Absicht des Bundesministeriums für Hfi?:t"#ffi t
Gesundheit, die Durchimpfungsraten für Masern zu verbessern, die 80634 München

Erkrankungszahlen zu senken und auf diese Weise das Ziel der Masernelimination
zu erreichen. Wir folgen in vollem Umfang den Aussagen der Gesellschaft für
Virologie (GfV) bezüglich des Nutzens eines Masernschutzgesetzes, sehen aber
auch einzelne Risiken, die die Einführung einer auf eine einzelne lmpfung
begrenzten lmpfpflicht mit sich bringen könnte. Bei Betrachtung der aktuellen
Datenlage hinsichtlich der Altersverteilung der bestehenden Masernimpflücken vor
allem bei Jugendlichen und jungen Envachsenen und auch der Beobachtung, dass
Kleinkinder vielfach zu spät und damit nicht bis zum Alter von 24 Monaten
vollständig geimpft sind, kommen wir zu der Erkenntnis, dass die geplante
lmpfpflicht für sich alleine diese lmpflücken nicht beheben kann, sondern
unterstützend weitere Maßnahmen erforderlich sind. Hierzu zählen wir insbesondere

- eine noch gezieltere Aus- und Weiterbildung der Medizinstudierenden und Arzte
sowie auch des übrigen medizinischen Fachpersonals in lmpffragen

- die intensivere Aufbereitung und Präsentation wissenschaftlich belegter lnhalte
zu lmpfungen und lnfektionskrankheiten auch für medizinische Laien z.B. in
Form verständlich formulierter Dokumente auf der Webseite des Robert-Koch-
lnstituts sowie
Aufklärungs- und lmpfkampagnen in Kindergärten, Schulen und Universitäten
unter Einbindung des ÖGD, wie dies früher beispielsweise für die lmpfungen
gegen Röteln und Poliomyelitis noch üblich war.
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Wir sind der festen Überzeugung, dass solche Maßnahmen den
Gemeinschaftsschutz noch weiter verbessern und so zu einer Reduktion der
Masernerkrankungen einschließlich ihrer Komplikationen beitragen würden.

Darüber hinaus halten wir es auch für die Zeit nach lnkrafttreten des geplanten
Masernschutzgese2es für geboten, die Effekte hinsichtlich lmpfquoten und
Akzeptanz kontinuierlich zu überwachen, um frühzeitig in der Lage zu sein,
einerseits positive Auswirkungen wahrzunehmen und diese dann auch der
Öffentlichkeit zu kommunizieren und andererseits möglichen negativen Effekten
frühzeitig gegensteuern zu können. Die KV-lmpfsurveillance könnte hierfür ein
geeignetes lnstrument darstellen, welches schon heute eine verlässliche Erfassung
von impfdaten ermöglicht.

Für die Kommunikation zwischen Abrechnungsstellen und RKI sowie bei der
Umsetzung eines elektronischen lfSG-Meldeverfahrens, des elektronischen
lmpfpasses oder der elektronischen Patientenakte sollten unbedingt standardisierte
Terminologien wie LOINC, SNOMED CT oder GUDID zur Verfügung gestellt
werden.

Von besonderer Wichtigkeit scheint uns schließlich auch die verlässliche
lmpfstoffversorgung in Deutschland zu sein, da bei lnkrafttreten des Gesetztes auch
von einer verstärkten lmpfaktivität auszugehen ist und Lieferengpässe sich auf die
Akzeptanz einer Pflichtimpfung vermutlich besonders negativ auswirken würden.
Vor diesem Hintergrund sollte beispielsweise über fördernde Maßnahmen zur
I m pfstoffherstel lung in Deutsch land nachgedacht werden.

Zusammenfassend vertritt der BAMI die Ansicht, dass das geplante
M asernsch utzgesetz ergänzt u m weitere u nterstützende Maßnah men ei ne
realistische Möglichkeit darstellt, die Durchimpfungsraten für Masern zu verbessern
und damit auch die Erkrankungszahlen zu senken. Die begleitende Überwachung
der lmpfquoten und Akzeptanz halten wir hierbeifür unerlässlich.

Mit freundlichen Grüßen

Bundesvorsitzende des BAM I
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